
Sitzung des Ministerrates am 11.06.2024 
 

 
 

TOP 3:  Tagesordnung der 1045. Sitzung des Bundesrates 
   am 14. Juni 2024 

 

 

Gemäß § 7 Absatz 1 Nr. 1 Landestransparenzgesetz sind Beschlüsse des Ministerrats, 
auf deren Grundlage das Land im Bundesrat abstimmt, im Ergebnis zu veröffentlichen. 
 
Für die 1045. Sitzung des Bundesrats am 14. Juni 2024 traf der Ministerrat die zugrunde-
liegenden Beschlüsse in seiner Sitzung am 11. Juni 2024. 
  



 
 
 
 
 
 
 
Abstimmungsverhalten des Landes Rheinland-Pfalz in der 1045. Sitzung des 
Bundesrates am Freitag, 14.06.20241: 
 
Zustimmung zu den Empfehlungen und Vorschlägen in Umdruck 5/2024 (gemeinsame 
Abstimmung nach § 29 Absatz 2 GO, sog. „Grüne Liste“).  
 
 
Zu den weiteren Tagesordnungspunkten: 
 
1. Gesetz zur Anpassung der Mindeststrafen des § 184b Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 des 

Strafgesetzbuches - Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Inhalte 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 228/24 
 

Es lag kein Antrag auf Anrufung des VA vor. 
 
 

3. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung der Strafprozessordnung - Beschränkung der 
Laienverteidigung 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 206/24 
Drucksache 206/1/24 
 

Zustimung zur Einbringung beim Deutschen Bundestag gemäß Ziffer 1 der 
Empfehlungsdrucksache 206/1/24. 
Zustimmung zur Beauftragten-Bestellung gemäß Ziffer 2. 

 
  

                                                           
1 siehe auch die Erläuterungen am Ende des Dokuments 



5. Entschließung des Bundesrates zur Einführung eines besonderen Zerlegungsmaßstabs 
für bisher von § 29 Abs. 1 Nr. 2 GewStG nicht erfasste Anlagen zur Erzeugung, zur 
Umwandlung, zum Transport oder zur Speicherung von Strom, Gas oder Wärme 
aus erneuerbaren Energien im Sinne des § 3 Nummer 21 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes 

Antrag des Landes Niedersachsen und Mecklenburg-
Vorpommern 
Drucksache 174/24 
Drucksache 174/1/24 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung nach Maßgabe gemäß Ziffern 1 und 2 der 
Empfehlungsdrucksache 174/1/24. 
Zustimmung zur unveränderten Einbringung gemäß Ziffer 3. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 
 

6. Entschließung des Bundesrates "Messerkriminalität wirksam bekämpfen und Novelle 
des Waffenrechts zügig voranbringen" 

Antrag des Landes Niedersachsen und Saarland, 
Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg, Sachsen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 263/24 
 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zum Fassen der Entschließung. 
Ausschusszuweisung. 
Zustimmung zu den Plenaranträgen in den Drucksachen 263/1/24 und 263/2/24. 

 
 

7. Entschließung des Bundesrates zur Verbesserung des Immissionsschutzes bei  
Überlandflügen nach Sichtflugregeln 

Antrag des Landes Berlin 
Drucksache 212/24 
Drucksache 212/1/24 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Ziffer 1 der Empfehlungsdrucksache 
212/1/24. 

 
 

8. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 2024 und zur  
Änderung des Stabilisierungsfondsgesetzes (FAG-Änderungsgesetz 2024) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 207/24 
Drucksache 207/1/24 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 207/1/24 ohne Ziffer 6.  



9. Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung in  
Planungs- und Genehmigungsverfahren 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 208/24 
Drucksache 208/1/24 
 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 208/1/24 ohne Ziffer 1. 
Hilfsweise Zustimmung zu keine Einwendungen. 

 
 

13. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen Die Natur als Fun-
dament der Zukunft: Förderung der Biotechnologie und der Bioproduktion in der EU 
COM(2024) 137 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 175/24 
Drucksache 175/1/24 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 175/1/24 ohne Ziffer 4. 
Hilfsweise Zustimmung zur Kenntnisnahme gemäß Ziffer 5. 

 
 

16. Verordnung zur Änderung der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung und zur Än-
derung der Fünften und Sechsten Verordnung zur Änderung der Pflanzenschutz-Anwen-
dungsverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 190/24 
Drucksache 190/1/24 
 

Zustimmung zur Verordnung nach Maßgabe gemäß Empfehlungsducksache 190/1/24 
ohne die Ziffern 4, 6 und 7. 
Keine Zustimmung zur unveränderten Zustimmung gemäß Ziffer 11. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung bei vorheriger Mehrheit für Ziffer 2. 

 
 

17. Fünfte Verordnung zur Änderung der Anlage des Neue-psychoaktive-Stoffe-Geset-
zes 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 202/24 
Drucksache 202/1/24 
 

Zustimmung zur Verordnung gemäß Ziffer 1 der Empfehlungsdrucksache 202/1/24.  
Zustimmung zur Begleitentschließung gemäß Ziffer 2. 

  



21. Verordnung zur Anpassung der Stromgrundversorgungsverordnung und der Gas-
grundversorgungsverordnung zur befristeten Verlängerung der Regelung zur Ausset-
zung der monatlichen Ratenzahlungs-vereinbarungen während der Dauer einer Abwen-
dungsvereinbarung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 192/24 
Drucksache 192/1/24 
 

Zustimmung zur Verordnung gemäß Ziffer 1 der Empfehlungsdrucksache 192/1/24. 
Zustimmung zur Begleitentschließung gemäß Ziffer 2. 

 
 

24. Gesetz zur Änderung des Konsumcannabisgesetzes und des Medizinal-Cannabisge-
setzes 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 275/24 
Drucksache 275/1/24 
 

Es lag kein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses vor. 
 

 
26. Gesetz zur Verbesserung des Klimaschutzes beim Immissionsschutz, zur Beschleu-

nigung immissionsschutzrechtlicher Genehmigungsverfahren und zur Umsetzung von 
EU-Recht 

gemäß Artikel 84 Absatz 1  
Satz 5 und 6 GG i.V.m.  
§ 73 BImSchG 
Drucksache 277/24 
zu Drucksache 277/24 
Drucksache 277/1/24 
 

Zustimmung zum Gesetz gemäß Ziffer 1 der Empfehlungsdrucksache 277/1/24. 
Zustimmung zur Begleitentschließung gemäß Ziffern 2 und 3. 

 
 

27. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Transplantationsgesetzes und Einfüh-
rung der Widerspruchslösung 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Nordrhein-Westfalen,  
Baden-Württemberg, Berlin, Hessen, 
Mecklenburg-Vorpommern,  
Rheinland-Pfalz, Saarland,  
Schleswig-Holstein 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 278/24 



 
Ausschusszuweisung. 

 
 

28. Entschließung des Bundesrates "Den Diskriminierungsschutz europaweit unterstützen - 
Verabschiedung der 5. EU-Antidiskriminierungsrichtlinie" 

Antrag des Freistaats Thüringen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 279/24 
 

Keine Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung. 
Ausschusszuweisung. 
 

 
29. Entschließung des Bundesrates "Erstellung der Rechtsverordnung zur Fortschreibung 

des Wohngeldes" 

Antrag der Freien und Hansestadt Hamburg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 274/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 

30. Entschließung des Bundesrates: Netto-Null-Technologien strategisch stärken - Wert-
schöpfung durch klimaneutrale Technologien in Deutschland mit "Net Zero Valleys" 
sichern und zusätzlich schaffen 

Antrag der Länder Sachsen und Brandenburg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 284/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 

  



31. Entschließung des Bundesrates "Die Energiewende kostengünstig und schneller  
voranbringen - Freileitung statt Erdkabel für neue Hochspannungs-Gleichstrom-Über-
tragungsleitungen" 

Antrag der Länder Baden-Württemberg, 
Sachsen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 285/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 

32. Entschließung des Bundesrates "Einführung einer bundesweiten Pflichtversicherung 
gegen Elementarschäden" 

Antrag der Länder Saarland, Baden- 
Württemberg, Bayern, Mecklenburg- 
Vorpommern, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Sachsen,  
Schleswig-Holstein, Thüringen und Bremen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 288/24 
 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung. 
Zustimmung zum Fassen der Entschließung. 

 
 

33. Gesetz zur Förderung des Einsatzes von Videokonferenztechnik in der Zivilge-
richtsbarkeit und den Fachgerichtsbarkeiten 

gemäß Artikel 77 Absatz 3 GG 
Drucksache 302/24 
 

Es lag kein Antrag auf Einspruch gegen das Gesetz in der vom Vermittlungsausschuss 
vorgeschlagenen Fassung vor. 

 
 

34. Viertes Gesetz zur Änderung des Bundesschienenwegeausbaugesetzes 

gemäß Artikel 87e Absatz 5 Satz 1 
i.V.m. Artikel 87e Absatz 4 GG 
Drucksache 303/24 
 

Zustimmung zum Gesetz in der vom Vermittlungsausschuss vorgeschlagenen Fassung. 
Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 303/1/24. 

 
  



35. Gesetz zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes sowie weiterer Vorschriften zur Digi-
talisierung der Verwaltung (OZG-Änderungsgesetz - OZGÄndG) 

gemäß Artikel 84 Absatz 1 Satz 5  
und 6, Artikel 85 Absatz 1 Satz 1,  
Artikel 91c Absatz 4 Satz 2 und  
Absatz 5 GG 
Drucksache 304/24 
 

Zustimmung zum Gesetz in der vom Vermittlungsausschuss vorgeschlagenen Fassung. 
 
 

36. Zehntes Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 305/24 
 

Zustimmung zum Gesetz in der vom Vermittlungsausschuss vorgeschlagenen Fassung. 
 



Umdruck 5/2024 („Grüne Liste“) 

Betr.: 1045. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem 14. Juni 2024, 9.30 Uhr 

Zu den Punkten 2, 4, 10 bis 12, 14, 15, 18 bis 20, 22, 23 und 25 der Tagesordnung der  
1045. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem 14. Juni 2024, möge der Bundesrat ge-
mäß den vorliegenden Empfehlungen und Vorschlägen beschließen: 

I. 

Dem Gesetz zuzustimmen:  

2. Gesetz zur Anwendung des Mehrseitigen Übereinkommens vom  
24. November 2016 und zu weiteren Maßnahmen 

gemäß Artikel 105 Absatz 3,  
108 Absatz 4 Satz 1,  
Absatz 5 Satz 2 GG 
Drucksache 229/24 
Ausschussbeteiligung - Fz - 



II. 

Die Entschließung nach Maßgabe der in der Empfehlungsdrucksache wiedergegebe-
nen Änderung zu fassen:  

4. Entschließung des Bundesrates für einen Ausbau der deutsch-polnischen 
Begegnungen 

Antrag der Länder Sachsen, Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Thüringen und 
Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein 
Drucksache 217/24 
Drucksache 217/1/242 
Ausschussbeteiligung - AA - EU - K - 

III. 

Gegen die Gesetzentwürfe keine Einwendungen zu erheben:  

10. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Soldatenentschädigungsgesetzes und 
des Soldatenversorgungsrechts 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 209/24 
Ausschussbeteiligung - V - AIS - Fz - 

- G - In - 

11. Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der Vollstreckung von Fahrverboten und 
Entziehungen der Fahrerlaubnis bei Inhabern ausländischer EU- und EWR-Führer-
scheine ohne ordentlichen Wohnsitz im Inland 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 210/24 
Ausschussbeteiligung - Vk - In - R - 

                                                           
2-AA empfiehlt, die Entschließung ohne Änderungen zu fassen. 



IV. 

Entlastung zu erteilen:  

12. Entlastung der Bundesregierung wegen der Haushaltsrechnung und Vermögensrech-
nung des Bundes für das Haushaltsjahr 2022 

gemäß Artikel 114 GG und § 114 BHO 
Drucksache 300/23 
Drucksache 645/23 
Drucksache 200/24 
Ausschussbeteiligung - Fz - 

V. 

Den Vorlagen ohne Änderung zuzustimmen:  

14. Verordnung zur Bestimmung des Rentenwerts in der gesetzlichen Rentenversicherung 
und zur Bestimmung weiterer Werte zum 1. Juli 2024 (Rentenwertbestimmungsver-
ordnung 2024 - RWBestV 2024) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 188/24 
Ausschussbeteiligung - AIS - Fz - 

18. Zweite Verordnung zur Änderung der Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 203/24 
zu Drucksache 203/24 
Ausschussbeteiligung - R - Fz - 



20. Verordnung über das Register über Unternehmensbasisdaten (UBRegV) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 191/24 
Ausschussbeteiligung - Wi - Fz - In - 

- R - 

VI. 

Zu den Vorlagen die Stellungnahmen abzugeben oder ihnen nach Maßgabe der Emp-
fehlungen zuzustimmen, die in der jeweils zitierten Empfehlungsdrucksache wiederge-
geben sind:  

15. Verordnung zur Anpassung der Entschädigungszahlungen nach dem Vierzehnten 
Buch Sozialgesetzbuch 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 189/24 
Drucksache 189/1/243 
Ausschussbeteiligung - AIS - Fz - 

19. Vierzehnte Verordnung zur Änderung der Ferienreiseverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 204/24 
Drucksache 204/1/24 
Ausschussbeteiligung - Vk - 

                                                           
3-Fz empfiehlt Zustimmung ohne Änderungen. 



VII. 

Entsprechend den Vorschlägen zu beschließen:  

22. Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäi-
schen Union für den Programmausschuss für die spezifischen Programme zur Umset-
zung des Rahmenprogramms für Forschung und Innovation "Horizont Europa" (2021-
2027) 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. Abschnitt I der Bund-
Länder-Vereinbarung 
Drucksache 213/24 
Drucksache 213/1/24 
Ausschussbeteiligung - EU - K - 

VIII. 

Zu dem Verfahren, das in der zitierten Drucksache bezeichnet ist, von einer Äußerung 
und einem Beitritt abzusehen: 

23. Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 

Drucksache 230/24 
Ausschussbeteiligung - R - 

IX. 

Zu dem Gesetz einen Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht zu stellen:  

25. Gesetz zum Schutz Minderjähriger bei Auslandsehen 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 276/24 
Ausschussbeteiligung               - R - FJ - FS - 

 



Erläuterungen: 

 
Art und Umfang der Mitwirkungsrechte des Bundesrates 
Die Länder wirken gemäß Artikel 50 Grundgesetz bei der Gesetzgebung und der Verwaltung 
des Bundes und in Angelegenheiten der Europäischen Union mit. Art und Umfang der Mitwir-
kungsrechte richten sich nach der jeweiligen Vorlage. Die häufigsten Vorlagen sind: 
 

a) Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
Noch bevor sich der Deutsche Bundestag mit einem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
befasst, kann der Bundesrat zu dem Entwurf Stellung nehmen oder keine Einwendungen 
beschließen. Eine Stellungnahme des Bundesrates wird dem Bundestag dann in der Re-
gel gemeinsam mit dem Gesetzentwurf zugeleitet.  
 
b) Gesetzesbeschlüsse des Deutschen Bundestages 
Bei zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat nach der Verabschiedung 
durch den Bundestag den Vermittlungsausschuss anrufen, dem Gesetz zustimmen oder 
nicht zustimmen.  
 
Bei nicht zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat den Vermittlungsaus-
schuss anrufen oder das Gesetz passieren lassen. Nach einem abgeschlossenen Vermitt-
lungsverfahren kann der Bundesrat Einspruch gegen ein vom Bundestag beschlossenes 
nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz einlegen oder das Gesetz passieren lassen. 
 
An der Eingangsformel eines Gesetzes lässt sich erkennen, ob es sich nach Auffassung 
des Urhebers um ein zustimmungsbedürftiges oder nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz 
handelt. Sie lautet entweder "Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen" oder "Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen". 
Weitere Erläuterungen siehe http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-
einspr/zust-einspr.htm. 
 
c) Gesetzesinitiativen der Länder 
Der Bundesrat hat neben Bundestag und Bundesregierung ein Initiativrecht in der Gesetz-
gebung. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Länder beschließen, einen 
Gesetzentwurf mit oder ohne Maßgaben (=Änderungen gegenüber der Vorlage) beim 
Deutschen Bundestag einzubringen. 
 
Weitere Erläuterungen zum Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens sind unter 
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html abrufbar. 
 
d) Entschließungsanträge der Länder 
Als politische Ergänzung des Initiativrechts kann das parlamentarische Mittel der Ent-
schließung eingesetzt werden. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Län-
der beschließen, eine Entschließung mit oder ohne Maßgaben zu fassen. Entschließun-
gen sind rechtlich jedoch nicht verbindlich. 
 
e) EU-Vorlagen 
Neben einem umfassenden Informationsanspruch hat der Bundesrat die Möglichkeit, der 
Bundesregierung gegenüber Stellungnahmen zu allen EU-Vorlagen abzugeben, die Län-
derinteressen berühren. Der Bundesrat kann seine Stellungnahmen auch der EU-Kommis-
sion direkt übermitteln. 

http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html


Erläuterungen zur Mitwirkung in Europäischen Angelegenheiten sind unter http://www.bun-
desrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html abrufbar. 
 
f) Rechtsverordnungen 
Der Bundesrat befasst sich mit Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder einzelner 
Bundesministerien, sofern diese zustimmungsbedürftig sind. Einer solchen Verordnung 
kann der Bundesrat mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr die Zustimmung versa-
gen. 
Der Bundesrat hat zudem ein eigenes Antragsrecht für Rechtsverordnungen. Er kann der 
Bundesregierung auf Antrag eines oder mehrerer Länder Vorlagen für den Erlass von Ver-
ordnungen mit oder ohne Maßgaben zuleiten. 
 
g) Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
Ebenso wie Rechtsverordnungen sind auch zahlreiche Allgemeine Verwaltungsvorschrif-
ten von der Zustimmung des Bundesrates abhängig, wenn durch diese Vorschriften Kom-
petenzen der Länder berührt werden. Der Bundesrat kann einer solchen Verwaltungsvor-
schrift mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr nicht zustimmen. 
 
h) Berichte der Bundesregierung 
Der Bundesrat kann zu einem Bericht der Bundesregierung Stellung oder ihn zur Kenntnis 
nehmen. 
 
i) Benennungen von Gremienvertretern des Bundesrates  
Der Bundesrat hat aufgrund verschiedener Vorschriften die Möglichkeit, Gremienvertreter, 
z.B. in Bundesanstalten oder EU-Gremien, zu benennen. 
 
j) Verfahren vor dem Verfassungsgericht 
Der Bundesrat kann sich zu Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht äußern oder 
seinen Beitritt erklären.  
 
 

Ausschussempfehlungen und Plenaranträge, sofortige Sachentscheidung 
In der Regel werden alle Vorlagen von den fachlich zuständigen Ausschüssen beraten. Diese 
geben dem Bundesrat Empfehlungen ab, die in der sog. Empfehlungsdrucksache veröffentlicht 
werden. Die Empfehlungsdrucksache hat in der Regel die Ziffer „1“ in der Drucksachennum-
merierung eingeschoben. Die Grunddrucksache 123/14 beispielsweise hat die zugehörige 
Empfehlung in Drs. 123/1/14. 
Der Bundesrat stimmt in der Regel über die einzelnen Ziffern einer Empfehlungsdrucksache 
ab. 
 
Der Bundesrat stimmt weiterhin über Plenaranträge eines oder mehrerer Länder ab. Diese 
werden ebenfalls in einer Drucksache veröffentlicht; in der Regel werden die Ziffern 2 fortfol-
gende in die Drucksachennummerierung eingeschoben, beispielsweise Drs. 123/2/14, 
123/3/14. 
 
Haben Ausschussberatungen nicht stattgefunden oder sind sie noch nicht abgeschlossen, 
kann ein Land die sofortige Entscheidung in der Sache beantragen. Der Bundesrat stimmt 
dann in der Regel zunächst über den Antrag auf sofortige Sachentscheidung ab. 
 

http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html


Im Bundesrat wird in der Regel durch Handaufheben abgestimmt. Allgemein stellt der Bundes-
ratspräsident/die Bundesratspräsidentin nur die Ja-Stimmen und damit die Mehrheit oder Min-
derheit fest. Weitere Hinweise zur Stimmabgabe im Bundesrat finden sich unter 
http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html. 
 
 
Die angegebenen Drucksachen des Bundesrates sind unter http://www.bundesrat.de/DE/do-
kumente/dokumente-node.html abrufbar.  
Inhaltliche Erläuterungen zu allen Tagesordnungspunkten der 1045. Plenarsitzung sind unter 
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/1045/download/1045-erlaeuterungen.pdf abrufbar. 
Plenarprotokolle sind unter http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenar-
protokolle-node.html abrufbar. 

http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/1045/download/1045-erlaeuterungen.pdf
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenarprotokolle-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenarprotokolle-node.html

